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Rückblick  

 
Das Jahr 2025 war für die Arbeit der 

BAfF ein Jahr der Zuspitzung und zu-

gleich ein Jahr der Weiterentwicklung. 

Die politischen Rahmenbedingungen 

für geflüchtete Menschen und für die 

psychosoziale Versorgung haben sich 

weiter verschärft. Die Umsetzung der 

Reform des Gemeinsamen Europäi-

schen Asylsystems, die anhaltende Dis-

kussion um Abschiebungen, Grenzver-

fahren und Leistungseinschränkungen, 

die Aussetzung des Familiennachzugs 

sowie die erneuten Auseinandersetzun-

gen um die Finanzierung der Psycho-

sozialen Zentren haben deutlich ge-

macht: Der Schutz besonders vul-

nerabler Geflüchteter steht unter er-

heblichem Druck. 

Für Überlebende von Folter, Krieg und 

Verfolgung bedeuten diese Entwicklun-

gen nicht nur rechtliche Unsicherheit, 

sie greifen tief in ihre Lebensrealität ein. 

Wenn Familien getrennt bleiben, wenn 

Abschiebungen drohen, wenn Gesund-

heitsleistungen eingeschränkt werden 

oder wenn Menschen in langwierigen 

Verfahren ihre Schutzbedarfe immer 

wieder nachweisen müssen, entstehen 

Belastungen, die psychische Erkran-

kungen verstärken, Heilungsprozesse 

unterbrechen und Teilhabe verhindern 

können. 

In diesem Umfeld haben wir unsere 

Rolle als menschenrechtlich verankerte 

Fachstelle und als bundesweite Stimme 

der Psychosozialen Zentren sichtbar 

gezeigt. Unsere Arbeit gliedert sich in 

drei zentrale Programmbereiche: 

τ  Psychosoziale Arbeit : Wir stärken 

menschenrechtsorientierte psychosozi-

ale Unterstützung für geflüchtete Über-

lebende von Folter, Krieg und Verfol-

gung. 

τ  Schutzbedarfe : Wir kämpfen für 

die Rechte schutzbedürftiger Men-

schen im Asyl- und Aufenthaltsprozess. 

τ  Gesundheitssystem : Wir setzen 

uns für die Stärkung psychosozialer 

Versorgungsstrukturen und für Zu-

gänge zum Gesundheits- und Sozial-

system in allen Phasen von Flucht, Mig-

ration und Integration ein. 

Im Mittelpunkt stand 2025 die Frage, 

wie Schutz, Versorgung und Qualität 

unter Bedingungen politischer Ver-

schärfung und finanzieller Unsicherheit 

gesichert werden können. Wir haben 

dazu fachpolitische Stellungnahmen er-

arbeitet, den Austausch mit Ministerien, 

Parlamentarier*innen, Bundesländern, 

Wohlfahrtsverbänden und Fachorgani-

sationen gesucht und die Mitgliedszen-

tren durch Fortbildungen, Fachbera-

tung, Qualitätsentwicklung und Vernet-

zungsformate unterstützt. 

Ein besonderer Schwerpunkt lag auf 

der Umsetzung der GEAS-Reform. Ge-

meinsam mit Partnerorganisationen hat 

die BAfF darauf hingewirkt, dass be-

sondere Schutzbedarfe nicht nur formal 

benannt, sondern in der Praxis syste-

matisch erkannt, dokumentiert und be-

rücksichtigt werden. Der Bund-Länder-

Dialog zu besonderen Schutzbedarfen 

markierte hierfür einen wichtigen 
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Schritt: Er brachte Akteur*innen aus 

Verwaltung, Zivilgesellschaft und Fach-

praxis zusammen und eröffnete pro-

duktive Diskussionen über Screening-

verfahren, Zuständigkeiten und Quali-

tätsstandards. 

Gleichzeitig setzte sich die BAfF inten-

siv für die Finanzierung der Psychosozi-

alen Zentren ein. Gemeinsam mit den 

Zentren, Wohlfahrtsverbänden und 

weiteren Partnerorganisationen mach-

ten wir deutlich: Die psychosoziale Ver-

sorgung geflüchteter Überlebender ist 

keine freiwillige Zusatzstruktur. Sie ist 

Voraussetzung für Schutz, Gesundheit, 

Teilhabe und gesellschaftlichen Zusam-

menhalt. Mit der Kampagne #PSZsi-

chern, Gesprächen mit Abgeordneten, 

Policy Papers und abgestimmter Lob-

byarbeit konnte die politische Sichtbar-

keit des Finanzierungsbedarfs erhöht 

werden. 

Auch fachlich war 2025 ein Jahr der 

Weiterentwicklung. Die BAfF stärkte 

Qualitätssicherung und Vernetzung der 

Psychosozialen Zentren, entwickelte In-

strumente zur Wirkungsmessung wei-

ter, bearbeitete Fragen von Antirassis-

mus und Awareness und baute die Ar-

beit zu Kindern und Jugendlichen aus. 

Der Verband selbst befand sich eben-

falls im Wandel. Mit dem Beschluss zur 

bŀƳŜƴǎŅƴŘŜǊǳƴƎ Ȋǳ α.ǳƴŘŜǎǾŜǊōŀƴŘ 

Psychosozialer Zentren. Versorgung 

ƴŀŎƘ CƻƭǘŜǊΣ YǊƛŜƎ ǳƴŘ CƭǳŎƘǘά ǿǳǊŘŜ 

ein wichtiger Schritt in unserer öffentli-

chen Sichtbarkeit beschlossen. Der 

neue Name macht deutlicher, wofür 

der Verband steht: für die bundesweite 

Vernetzung und Stärkung der Psycho-

sozialen Zentren und für die Versor-

gung von Menschen, deren Rechte 

und Gesundheit nach Folter, Krieg und 

Flucht geschützt werden müssen. 

Dieser Jahresbericht dokumentiert die 

Arbeit der BAfF im Jahr 2025: die poli-

tischen Interventionen, fachlichen Ent-

wicklungen, verbandlichen Verände-

rungen und gemeinsamen Anstrengun-

gen mit den Psychosozialen Zentren. Er 

zeigt, wie in einer Zeit der Verschärfung 

menschenrechtliche Maßstäbe vertei-

digt und psychosoziale Versorgung als 

öffentliche Aufgabe gestärkt werden 

kann. 

Unser Anspruch bleibt unverändert: 

Schutzbedürftigkeit ernst zu nehmen, 

Gesundheit als Grundrecht zu sichern 

und die psychosoziale Versorgung ge-

flüchteter Überlebender dauerhaft zu 

stärken. 

 

Lukas Welz 

Geschäftsleitung 
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Flucht & Gewalt: Psychosoziale 

Versorgung unter Druck  
 

 

 

Die psychosoziale Versorgung geflüchteter Menschen blieb auch 2025 von einem 
grundlegenden Widerspruch geprägt: Während die Bedarfe hoch sind und die Folgen 
von Folter, Krieg, Verfolgung, sexualisierter Gewalt, Flucht und Entrechtung langfris-
tige Unterstützung erfordern, bleiben die notwendigen Strukturen prekär finanziert, re-
gional ungleich verteilt und für viele Betroffene kaum erreichbar. 
 
Die Psychosozialen Zentren bieten ei-
nen spezialisierten, multiprofessionellen 

Ansatz, der Psychotherapie, psychoso-
ziale Beratung, Soziale Arbeit, rechtli-
che Orientierung, Gruppenangebote, 
Sprachmittlung, Krisenintervention und 
Vernetzung mit der Regelversorgung 
verbindet. Für viele Klient*innen sind 
sie die einzige realistische Möglichkeit, 
angemessene Unterstützung zu erhal-
ten ς insbesondere dort, wo Sprach-
mittlung fehlt, aufenthaltsrechtliche Un-
sicherheit besteht, Schutzbedarfe nicht 

erkannt werden oder die Regelversor-
gung nicht zugänglich ist. 2025 

machte die BAfF diese Versorgungs-
lage erneut sichtbar, insbesondere mit 

dem ±ŜǊǎƻǊƎǳƴƎǎōŜǊƛŎƘǘ αCƭǳŎƘǘ ϧ 
Gewalt. Psychosozialer Versor-
ƎǳƴƎǎōŜǊƛŎƘǘ 5ŜǳǘǎŎƘƭŀƴŘ нлнрά 
zum Welttag für Folteropfer am 26. 
Juni. Auf Grundlage der Daten aus 
dem Jahr 2023 zeigt der Bericht eine 
massive Versorgungslücke: Die Psy-
chosozialen Zentren und ihre Koopera-
tionspartner*innen konnten lediglich 
3,3 Prozent des potenziellen psychoso-
zialen Versorgungsbedarfs geflüchteter 

Menschen mit Traumafolgestörungen 
decken. 

https://www.baff-zentren.org/wp-content/uploads/2026/06/BAfF_VB2025.pdf
https://www.baff-zentren.org/wp-content/uploads/2026/06/BAfF_VB2025.pdf
https://www.baff-zentren.org/wp-content/uploads/2026/06/BAfF_VB2025.pdf
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Studien zufolge sind rund 30 Prozent 
der geflüchteten Menschen von de-
pressiven Erkrankungen oder einer 
Posttraumatischen Belastungsstörung 
betroffen. Für 2023 ergibt sich daraus 
ein potenzieller Versorgungsbedarf von 
951.941 Menschen. Dem standen 
29.180 Klient*innen in 48 Psychosozia-
len Zentren sowie 2.060 Vermittlungen 
an weitere Akteur*innen gegenüber. 

13.740 Personen konnten neu aufge-
nommen werden ς deutlich mehr als 
im Vorjahr. Dennoch blieb der größte 
Teil des Bedarfs ungedeckt.  
 
Die Ursachen psychischer Belastung 
liegen nicht allein in den Erfahrungen 
im Herkunftsland. Krieg, Folter, Verfol-
gung, sexualisierte Gewalt und Men-
schenhandel wirken ebenso fort wie 
Pushbacks, Entrechtung und Gewalt 

auf Fluchtrouten. Ob sich daraus dau-
erhafte Traumafolgestörungen entwi-
ckeln oder Belastungen verfestigen, 
hängt zudem stark von den Lebensbe-
dingungen nach der Ankunft ab: unsi-
cherer Aufenthalt, drohende Abschie-
bung, belastende Unterbringung, Ar-
mut, Trennung von Angehörigen, Dis-
kriminierung, soziale Isolation und feh-
lender Zugang zur Gesundheitsversor-

gung erhöhen das Risiko zusätzlich. 
 
Der Versorgungsbericht rückte deshalb 
neben der allgemeinen Versorgungssi-
tuation das Thema Grenzgewalt  in den 
Mittelpunkt. Er machte deutlich: Psy-
chosoziale Versorgung beginnt nicht 
erst in Deutschland. Erfahrungen an 
Europas Außengrenzen prägen Ge-
sundheit, Sicherheitsgefühl, Vertrauen 
in Institutionen und die Möglichkeit, 

Schutz überhaupt in Anspruch zu neh-
men. 

Schutzsuchende berichten von Push-
backs, Gewalt, Inhaftierung, Erniedri-
gung, verweigerter Hilfe, Entrechtung 
und lebensgefährlichen Situationen. 
Am Beispiel der polnisch-belarussi-
schen Grenze wurde sichtbar, wie bru-
tal diese Gewalt sein kann und wie 
stark sie humanitäre Hilfe, rechtliche 
Unterstützung und psychologische Ver-
sorgung erschwert. Wer auf der Suche 

nach Schutz erneut Gewalt erfährt, er-
lebt Europa nicht als Schutzraum, son-
dern als weiteren Ort der Bedrohung. 
 
Für die psychosoziale Arbeit in 
Deutschland hat das unmittelbare Fol-
gen. Grenzgewalt wirkt weiter ς in 
Schlafstörungen, Angstzuständen, 
Misstrauen, Scham, Schuldgefühlen, 
Depressionen, posttraumatischen Be-
lastungssymptomen und in der Schwie-

rigkeit, über das Erlebte zu sprechen. 
Betroffene brauchen Räume, in denen 
ihre Erfahrungen ernst genommen 
werden, ohne dass sie erneut infrage 
gestellt oder entmenschlicht werden. 
 
Die PSZ versuchen, diese Unterstüt-
zung trotz begrenzter Ressourcen zu 
leisten. Doch lange Wartelisten, feh-
lende Therapieplätze, erschwerte Zu-

gänge zu Kliniken, unsichere Finanzie-
rung, fehlende Sprachmittlung und un-
zureichende Regelstrukturen führen 
dazu, dass viele Menschen mit den Fol-
gen von Folter, Krieg, Flucht und 
Grenzgewalt allein bleiben. 
 
Die Datenarbeit  der BAfF  ist deshalb 
mehr als Dokumentation. Sie ist Grund-
lage politischer Intervention. Sie zeigt, 
wo Versorgung fehlt, wo Wartezeiten 

entstehen, welche Gruppen besonders 
schwer Zugang finden und welche 
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strukturellen Barrieren bestehen. Damit 
liefert sie Argumente gegenüber Län-

dern, Bund, Kommunen und Kostenträ-
gern ς und unterstützt die Zentren in 
ihrer Advocacy-Arbeit. 

 

Klient*innen der PSZ  
 
Viele Klientinnen der Psychosozialen 
Zentren haben besondere Schutzbe-
darfe aufgrund von Folter, schwerer 
Gewalt, Menschenhandel, Kriegserfah-

rungen oder Verfolgung, etwa auf-
grund sexueller Orientierung oder ge-
schlechtlicher Identität. 2023 wurden 
in den 48 PSZ insgesamt 29.180 Klien-
tinnen versorgt. 46,4 Prozent der Kli-
ent*innen waren cis-weiblich, 52,4 
Prozent cis-männlich und 1,2 Prozent 
trans oder nicht-binär. 
 

Mehr als die Hälfte der Klient*innen 
hatte lediglich eine Aufenthaltsgestat-
tung, eine Duldung, war vollziehbar 
ausreisepflichtig oder befand sich in 

der aufenthaltsrechtlichen Illegalität. 
Die Zahlen machen deutlich, dass die 
PSZ besonders vulnerable Gruppen er-
reichen ς und zugleich Menschen un-
terstützen, deren Lebensbedingungen 
selbst erheblich zur psychischen Belas-
tung beitragen. Umso wichtiger sind 
niedrigschwellige, diskriminierungskriti-
sche und traumasensible Versorgungs-
strukturen. 

 

Sprachmittlung  
 
Die PSZ arbeiten mit speziell für den 
psychosozialen Kontext geschulten 
Sprachmittlerinnen sowie mit mehr-
sprachigen Therapeutinnen und Bera-
terinnen, um eine fachlich angemes-
sene Begleitung zu ermöglichen. 2023 
fanden 50,8 Prozent aller Beratungen 
und Therapien mit Sprachmittlung statt. 

Weitere 32,5 Prozent konnten in einer 
gemeinsamen Sprache von Mitarbeite-
rin und Klient*in durchgeführt werden. 
Nur 16,7 Prozent der Beratungen und 
Therapien fanden auf Deutsch ohne 
Sprachmittlung statt. 

 
Diese Zahlen zeigen, dass qualifizierte 
Sprachmittlung keine Zusatzleistung ist, 
sondern eine Voraussetzung für den 
Zugang zu Behandlung, Beratung und 
rechtlicher Orientierung. Ohne gesetz-
lich abgesicherte Finanzierung bleibt 
sie jedoch in vielen Bereichen des Ge-

sundheitssystems unzugänglich. 
Dadurch werden Menschen mit gerin-
gen Deutschkenntnissen faktisch von 
Versorgung ausgeschlossen. 
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Wartezeit  
 
Die Versorgungslücke zeigt sich beson-
ders deutlich bei den Wartezeiten. Kli-
ent*innen warteten 2023 durchschnitt-
lich 2,6 Monate auf ein Erstgespräch, 
um den weiteren Versorgungsprozess 
zu klären. Die durchschnittliche Warte-
zeit auf einen Therapieplatz nach dem 
Erstgespräch betrug weitere 3,7 Mo-

nate. Insgesamt lagen damit zwischen 
Erstkontakt und erstem Therapietermin 
durchschnittlich 6,3 Monate. In einzel-
nen Zentren betrug die durchschnittli-
che Wartezeit sogar zwölf bis 16 Mo-
nate. Fast ein Drittel der Zentren 
musste 2023 zeitweise Aufnahme-
stopps verhängen, weil Nachfrage und 
Bedarf die vorhandenen Ressourcen 
deutlich überstiegen. 

Lange Wartezeiten haben gravierende 
Folgen. Gerade bei Traumafolgestörun-
gen können ausbleibende Unterstüt-
zung, soziale Isolation, schlechte 
Wohnbedingungen, ein unsicherer 
Aufenthalt und eingeschränkter Zu-
gang zur Gesundheitsversorgung zur 
Chronifizierung von Erkrankungen bei-

tragen. Psychosoziale Versorgung ist 
deshalb nicht nur eine Frage individuel-
ler Hilfe, sondern auch eine Frage von 
Prävention, Teilhabe und Menschen-
rechten. 
 
 
 

 

Prekäre Finanzierung  
 
Die Psychosozialen Zentren werden 
weiterhin überwiegend über zeitlich be-
grenzte öffentliche Fördermittel finan-
ziert. Diese Struktur gefährdet die 
Nachhaltigkeit ihrer Arbeit und führt zu 
hohem bürokratischem Aufwand, weil 
immer wieder neue Förderanträge ge-
stellt, Mittel umgeschichtet und Projekt-

logiken bedient werden müssen. 
Gleichzeitig erschwert die Befristung 
vieler Finanzierungsquellen die Gewin-
nung und Bindung qualifizierter Fach-
kräfte. 
 
2023 stammte der größte Anteil der 
PSZ-Finanzierung mit 29,0 Prozent aus 
Landesmitteln. 16,6 Prozent wurden 
über Bundesmittel finanziert, 11,5 Pro-
zent über kommunale Mittel. Die Kos-

tenübernahme von Therapien über ge-
setzlich verankerte Leistungsträger ς 

insbesondere Sozialämter, Krankenkas-
sen und Jugendämter ς machte ledig-
lich 5,7 Prozent der Gesamtfinanzie-
rung der PSZ aus. 
 
Damit bleibt die Finanzierung der Ver-
sorgung in hohem Maße abhängig von 
politischen Entscheidungen, befristeten 

Programmen und unsicheren Haus-
haltslagen. Für besonders schutzbe-
dürftige Menschen bedeutet dies: we-
niger Planungssicherheit, einge-
schränkte Angebote, längere Wartezei-
ten und ein weiterhin unzureichender 
Zugang zu notwendiger Unterstützung. 
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Wir fordern die politisch Verantwortlichen von Bund, Ländern und 
Kommunen daher zu grundlegenden strukturellen Veränderungen 
auf:  
 
ς eine Gesundheitskarte für alle ge-
flüchteten Personen ab dem ersten Tag 
in allen Bundesländern einzuführen, um 
Zugang zum öffentlichen Gesundheits-
system zu gewährleisten, 
 

ς die langfristige, verlässliche und aus-
reichende Finanzierung der Psychoso-
zialen Zentren sicherzustellen, damit 
Überlebende von Flucht und Gewalt 
flächendeckend Unterstützung erhal-
ten, 
 
ς einen gesetzlichen Anspruch auf 
qualifizierte Sprachmittlung im Gesund-
heitswesen, bei Behörden und vor Ge-

richt zu schaffen, 
 

ς verpflichtende Fortbildungen zu dis-
kriminierungskritischer und traumasen-
sibler Arbeit für Fachkräfte im Gesund-
heits-, Sozial-, Rechts- und Behörden-
wesen auszubauen, 
 

ς faire Asylverfahren, menschenwür-
dige Lebensbedingungen und eine sys-
tematische Feststellung besonderer 
Schutzbedarfe sicherzustellen, 
 
ς Grenzgewalt als menschenrechtli-
ches und psychosoziales Problem ernst 
zu nehmen und sicherzustellen, dass 
Schutzsuchende Zugang zu Recht, 
Schutz, medizinischer Hilfe und Reha-

bilitation erhalten. 

 
 

Versorgung in der Fläche: Ostdeutsche Bundesländer im Fokus  
 
LƳ tǊƻƧŜƪǘ αIǸǊŘŜƴ ƴŜƘƳŜƴά ǿǳǊŘŜ ŘƛŜ 
psychosoziale Versorgung geflüchteter 
Menschen in Brandenburg, Mecklen-
burg-Vorpommern und Sachsen-An-
halt vertieft in den Blick genommen. 

Aufgabe der BAfF war es, die regionale 
Versorgungslage datenbasiert zu erfas-
sen, Versorgungslücken sichtbar zu 
machen und damit eine Grundlage für 
fachliche und politische Forderungen 
zu schaffen. 
 

2025 standen die Datenerhebung, 
Auswertung und Vorbereitung der Ver-
öffentlichung im Mittelpunkt. Die BAfF 
wertete Daten zur Arbeit der beteiligten 
Psychosozialen Zentren, zu regionalen 

Zugangsbarrieren, Kooperationsstruk-
turen und Lücken in der Regelversor-
gung aus. Ergänzend wurden die Er-
gebnisse einer Studie der Martin-Lu-
ther-Universität Halle-Wittenberg ein-
bezogen, die unter anderem Routine-
daten analysierte und eine Befragung 
in 16 Geflüchtetenunterkünften in den 
drei Bundesländern durchführte. 

 



 
 

Unser Wirken. Tätigkeitsbericht Bundesverband Psychosozialer Zentren 2025

  10 
 

Unser Einsatz für eine  
menschenrechtsorientierte  
Versorgung Überlebender  

von Krieg, Folter und  
Verfolgung  

 
 

Psychosoziale Arbeit  

Wir stärken menschenrechtsorientierte  
psychosoziale Unterstützung. 
 

Schutzbedarfe  

Wir kämpfen für die Rechte  

schutzbedürftiger Menschen  
im Asyl- und Aufenthaltsprozess. 
 

Gesundheitssystem  

Stärkung psychosozialer Versorgungs- 

strukturen und Zugänge zum Gesundheits-  
und Sozialsystem in allen Phasen der Migration  

und Integration. 
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Trauma und Asyl  

 
Das Jahr 2025 war asylpolitisch ge-

prägt von der Vorbereitung und Um-

setzung tiefgreifender Veränderungen. 

Die Reform des Gemeinsamen Europä-

ischen Asylsystems rückte näher an die 

Praxis.  

Zugleich verschärfte sich der politische 

Sicherheitsdiskurs. Fragen von Schutz, 

Gesundheit und Menschenwürde wur-

den immer stärker unter dem Vorzei-

chen von Kontrolle, Begrenzung und 

Abschreckung verhandelt. 
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Für traumatisierte Geflüchtete sind poli-

tische Entwicklungen nicht abstrakt. 
Drohende Abschiebungen, unklare 
Verfahren, lange Trennungen von An-
gehörigen, eingeschränkte Gesund-
heitsleistungen und permanente Unsi-
cherheit wirken unmittelbar auf psychi-
sche Stabilität, Behandlungsmöglich-
keiten und Teilhabe. Sie können beste-
hende Traumafolgestörungen verstär-

ken. Die Psychosozialen Zentren be-
richteten auch 2025 von massiver Ver-
unsicherung, Angst, depressiven Symp-
tomen, Schlafstörungen, Retraumatisie-
rungen und psychosozialer Destabilisie-
rung. 

2025 positionierten wir uns deutlich 
gegen politische Entwicklungen, die 
Schutzrechte aushöhlen oder vul-
nerable Menschen zusätzlich belasten. 

Dazu gehörten Stellungnahmen zur 
GEAS-Umsetzung, zur Aussetzung des 
Familiennachzugs, zur Menschen-
rechtslage in Afghanistan, zur Bürger-
geldreform und zu migrationspoliti-
schen Sicherheitsdebatten. Im Mittel-
punkt stand eine zentrale Botschaft: 
Schutzbedarfe dürfen nicht hinter ord-
nungspolitischen Interessen verschwin-
den. Gesundheit, Familie und Men-

schenwürde sind menschenrechtliche 
Verpflichtungen. 

Psychische Erkrankungen sind kein 
Sicherheitsrisiko  

Nach der Gewalttat in Aschaffenburg 
verschärfte sich Anfang 2025 die öf-
fentliche Debatte über psychisch er-
krankte Geflüchtete. Forderungen nach 
Registern, Sondererfassung und weite-

ren sicherheitspolitischen Maßnahmen 
wurden laut. Die BAfF wandte sich ent-
schieden gegen diese Stigmatisierung. 

Psychische Erkrankungen erklären Ge-
walt nicht. Wer psychisch erkrankte 
Geflüchtete unter Generalverdacht 
stellt, lenkt von den tatsächlichen Prob-
lemen ab: fehlende Versorgung, lange 
Wartezeiten, belastende Unterbrin-
gung, unsichere Aufenthaltsverhält-
nisse, Rassismuserfahrungen, Armut, 
fehlende Sprachmittlung und ein Ge-
sundheitssystem, das für viele Schutz-

suchende faktisch nicht zugänglich ist. 

Die Psychosozialen Zentren erleben 
täglich, dass Menschen nach Folter, 
Krieg, Verfolgung und Flucht Unterstüt-
zung brauchen, um Sicherheit zurück-
zugewinnen und ihren Alltag zu stabili-
sieren. Eine Politik, die auf Kontrolle 
statt Versorgung setzt, verschärft Be-
lastungen, verhindert Vertrauen und er-
schwert Behandlung. Die BAfF forderte 

deshalb: Lösungen statt Stigmatisie-
rung ς niedrigschwellige psychosozi-
ale Hilfen, diskriminierungsfreien Zu-
gang zum Gesundheitssystem, qualifi-
zierte Sprachmittlung, sichere Unter-
bringung, faire Asylverfahren und eine 
dauerhafte Finanzierung der Psychoso-
zialen Zentren. 

Familiennachzug ausgesetzt: Wenn 
Stabilisierung unmöglich wird  

Die Aussetzung des Familiennachzugs 
für subsidiär Schutzberechtigte war 
2025 ein schwerer Einschnitt. Für viele 
geflüchtete Menschen bedeutet die 
Trennung von Partner*innen, Kindern, 
Eltern oder Geschwistern eine dauer-
hafte psychische Belastung. Angehö-
rige befinden sich oft weiterhin in 
Kriegs- und Krisengebieten oder in 

prekären Transitländern. Die Sorge um 
sie endet nicht mit der eigenen Flucht. 
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In der psychosozialen Arbeit zeigt sich 
immer wieder: Solange Familien in Ge-
fahr sind, bleibt Stabilisierung er-
schwert. Menschen schlafen schlecht, 
leiden unter Schuldgefühlen und kön-
nen sich kaum auf Sprache, Arbeit, 
Schule oder Therapie konzentrieren. 
Kinder und Jugendliche sind besonders 
betroffen, wenn Bezugspersonen feh-
len oder Familien über Jahre getrennt 

bleiben. 

Familiennachzug ist deshalb nicht nur 
eine integrationspolitische Frage. Er ist 
eine Frage von Schutz, Gesundheit und 
Menschenwürde. Wer von geflüchteten 
Menschen erwartet, anzukommen, sich 
zu stabilisieren und Zukunft aufzu-
bauen, darf ihre engsten Beziehungen 
nicht dauerhaft blockieren. Die BAfF 
machte 2025 deutlich: Familien gehö-

ren zusammen. Ihre Trennung produ-
ziert Leid, erschwert Heilung und wi-
derspricht einem menschenrechtsori-
entierten Verständnis von Aufnahme 
und Integration. 

Afghanistan: Verantwortung nicht 
aussetzen 

Afghanistan blieb 2025 ein zentrales 
Thema der BAfF-Arbeit. Afghanische 

Ortskräfte, Aktivist*innen, Journalist*in-
nen, Frauenrechtler*innen, LSBTI-Per-
sonen und andere besonders gefähr-
dete Gruppen sind weiterhin massiven 
Risiken ausgesetzt. Gleichzeitig gerie-
ten Aufnahmezusagen, das Bundesauf-
nahmeprogramm und der Schutz ge-
fährdeter Menschen politisch unter 
Druck. 

Wir kritisierten, dass Deutschland sei-

ner Verantwortung gegenüber gefähr-
deten Afghan*innen nicht ausreichend 

gerecht wird. Viele Menschen, die auf-
grund ihrer Arbeit für deutsche Instituti-
onen oder ihres menschenrechtlichen 
Engagements bedroht sind, warten 
weiterhin auf Aufnahme oder Schutz. 
Für Betroffene bedeutet dies perma-
nente Angst, Unsicherheit und oft wei-
tere Traumatisierung. Wir forderten, 
humanitäre Verantwortung nicht aus-
zusetzen. Abschiebungsdebatten nach 

Afghanistan, das Infragestellen von 
Aufnahmeprogrammen und administ-
rative Verzögerungen senden fatale 
Signale an Menschen, die auf Schutz 
angewiesen sind. 

Vom Sonderregime zur allgemeinen 
Praxis? Armut, Sanktionen und Ge-
sundheit  

2025 positionierten wir uns im Bündnis 

#GesundheitUnteilbar, initiiert von 
Ärzte der Welt, zu den gesundheitli-
chen Folgen von Armut, Sanktionen 
und Ausgrenzung. Geflüchtete Men-
schen erleben seit Jahren, wie Sonder-
regime funktionieren: eingeschränkte 
Leistungen, Kontrolle, Misstrauen, re-
duzierte Gesundheitsversorgung und 
Sanktionen. Das Asylbewerberleis-
tungsgesetz steht exemplarisch für eine 
Politik, die soziale Rechte nach Aufent-

haltsstatus staffelt. 

Leistungsentzug, Sanktionen und Kon-
trolle machen Menschen nicht ge-
sünder, sicherer oder handlungsfähi-
ger. Sie erzeugen Stress, Scham, Angst 
und Ausschluss. Für Menschen mit psy-
chischen Erkrankungen, Traumafolgen 
oder chronischen Belastungen können 
sie stabilisierende Prozesse zerstören. 

Gesundheit, Existenzsicherung und 
Teilhabe dürfen nicht gegeneinander 
ausgespielt werden 



 
 

Unser Wirken. Tätigkeitsbericht Bundesverband Psychosozialer Zentren 2025

  14 
 

Psychosoziale Arbeit   

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Wir stärken menschenrechtsorientierte  

psychosozialen Unterstützung. 

 

Psychosoziale Arbeit in den Zentren 

findet an vielen Schnittstellen zugleich 
statt: Psychotherapie, Soziale Arbeit, 
Asyl- und Aufenthaltsrecht, Gesund-
heitsversorgung, Sprachmittlung, Kin-
derschutz, Antidiskriminierung und Er-
fahrungen politischer Gewalt greifen 
ineinander. Qualität entsteht in diesem 
Feld nicht allein durch Standards, son-
dern durch kontinuierlichen Austausch, 

gemeinsame Reflexion und die Weiter-

entwicklung fachlicher Praxis. 2025 ha-
ben wir deshalb Räume für Vernetzung 
geschaffen, Praxiswissen aus den Zen-
tren sichtbar gemacht, gemeinsame 
Verfahren weiterentwickelt und die Mit-
arbeitenden in ihrer täglichen Arbeit 
unterstützt ς durch Fortbildungs- und 
Onboardingformate, Arbeitskreise, 
LunchTalks, fachliche Beratung und 
transnationale Vernetzung. 
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Handlungsfähig bleiben: Qualitätssicherung in 

der psychosozialen Praxis  
 

2025 stärkten wir die Qualitätssiche-
rung in den Psychosozialen Zentren 
durch Fortbildungs-, Vernetzungs- und 
Austauschformate. Im Mittelpunkt stand 
die Frage, wie neue und erfahrene Mit-

arbeitende unter schwierigen Rahmen-
bedingungen handlungsfähig bleiben 
können: bei hohen Bedarfen, langen 
Wartelisten, komplexen Fallkonstellatio-
nen, unterschiedlichen Berufsrollen 
und steigenden Anforderungen an 
multiprofessionelle Zusammenarbeit. 
Fortbildungen, digitale Vernetzung, 
Zentrumsbesuche, LunchTalks und Ar-
beitskreise machten lokale Erfahrungen 
bundesweit nutzbar und unterstützten 

die Zentren dabei, fachlich reflektiert 
und handlungssicher zu arbeiten. 

Für neue Mitarbeitende führten wir On-
line-Willkommenstreffen am 13. Okto-
ber 2025  und das zweitägige Trainee-
Programm  vom 3. bis 4. Juli 2025 in 
Berlin. Die Formate erleichterten den 
Einstieg in die PSZ-Arbeit, vermittelten 
Grundlagen zu Flucht, Trauma, rechtli-
chen Rahmenbedingungen, multipro-

fessioneller Zusammenarbeit inkl. 
Sprachmittlung und verbandlicher Ver-
netzung und stärkten eine gemeinsame 

Qualitätsbasis im Netzwerk. Auch das 
PSZ-Forum  wurde 2025 weiter ge-
pflegt, beworben und als digitaler Aus-
tauschraum genutzt. Ergänzend führten 
wir Zentrumsbesuche  durch.  

 

 

 

 

LunchTalks  

Ein wichtiger Teil der Qualitätssiche-
rung waren LunchTalks  und verbands-
interne Austauschformate. Die Formate 
bündelten Erfahrungen aus den Zen-
tren, machten Unterschiede zwischen 

lokalen Verfahren sichtbar und stärkten 
den Wissenstransfer im Netzwerk.  
2025 wurden Grundleistungen des 
Asylberwerberleistungsgesetzes spür-
bar gesenkt. Mit dem Lunchtalk Ver-
schärfungen AsylbLG  wollten wir auf 
diese Restriktionen reagieren und ha-
ben dazu Basiswissen und hilfreiche 
Tipps für die Beratungspraxis vermittelt.  

Im LunchTalk zum Wartelistenma-

nagement tauschten sich Zentren dar-
über aus, wie sie mit hohen Bedarfen 
und begrenzten Kapazitäten umgehen. 
Diskutiert wurden Verfahren der Priori-
sierung, Erstklärung, Stabilisierung und 
Weitervermittlung. Der Austausch 
machte deutlich, dass Wartelisten Aus-
druck struktureller Unterversorgung 
sind und fachlich verantwortliche Ver-
fahren brauchen.  

Durch die zunehmend restriktive Politik 
und vermehrt kritische Haltung gegen-
über Geflüchteten, wurde auch der 
Druck hinsichtlich der Qualität der the-
rapeutischen Arbeit mit Geflüchteten 
deutlich. Ein weiterer LunchTalk be-
fasste sich daher mit Berufsgruppen 
im Bereich Therapie  in den Psychoso-
zialen Zentren. Im Mittelpunkt standen 
rechtliche Anforderungen, Zuständig-
keiten, mögliche Fallstricke und die 

Frage, wie multiprofessionelle Teams 
kultursensibel und qualitätsgesichert 
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zusammenarbeiten können. Das Ziel 
des Austauschs war es, die Möglichkei-
ten der Qualitätssicherung zu generie-
ren, welche angelehnt an den Stan-
dards der Regelversorgung real existie-
ren. 

Ergänzend griffen wir 2025 den Um-
gang mit akut selbstgefährdeten Kli-
ent*innen im Kontext des Aufenthalts  
auf. Der Austausch machte sichtbar, 

wie eng psychische Krisen mit aufent-
haltsrechtlicher Unsicherheit, Angst vor 
Abschiebung, familiärer Trennung und 
fehlender Versorgung verbunden sind. 
Die BAfF schuf einen Raum, in dem 
Fachkräfte Erfahrungen teilen, Unsi-
cherheiten besprechen und Hand-
lungsmöglichkeiten sammeln konnten. 

Ein weiterer Lunchtalk widmete sich 
der Systematisierung und Einordnung 

der Peer-Angebote.  Bedingt durch 
die hohe Überlastung des Regelsys-
tems, komplexe Bedarfe und Zugangs-
barrieren sind viele innovative Kon-
zepte der Laienhilfe in der psychosozia-
len Versorgung geflüchteter Menschen 
entstanden. Der Lunchtalk behandelte 
die Frage, welche Rahmenbedingun-
gen notwendig sind, so dass Peer-An-
sätze in der psychosozialen Versorgung 
von Schutzsuchenden hilfreich und 

zielgerichtet angewendet werden kön-
nen. Festgehalten wurde, dass Peer-
Projekte keine kostengünstige Alterna-
tive für fehlende Behandlungsressour-
cen darstellen dürfen, sondern haben 
eher eine Lotsenfunktion als eine zu-
sätzliche, vorgelagerte Unterstützungs-
möglichkeit.  

Beim Lunchtalk Recht auf Gesundheit  
wurden die rechtlichen Durchsetzungs-

möglichkeiten der Kostenübernahme 

von Therapie u. Sprachmittlung bei be-
gleiteten und unbegleiteten jungen 
Menschen mit Fluchterfahrung be-
leuchtet. Die Veranstaltung behandelte 
rechtliche Versorgungsgrundlagen für 
Therapien im Recht der Kinder- und 
Jugendhilfe (SGB VIII) sowie im Asylbe-
werberleistungsgesetz (AsylbLG). Sie 
bot Orientierung in sozialrechtlichen 
Zuständigkeiten und förderte durch in-

terdisziplinären Austausch praxisnahe 
Kompetenzen zur Beantragung von 
Therapien und Sprachmittlung für Min-
derjährige sowie junge Volljährige mit 
Fluchterfahrung. 

Verbandsinterne Arbeitskreise  

Auch die Arbeitskreise blieben 2025 
wichtige Orte der Qualitätssicherung.  

Der Arbeitskreis Qualitätssicherung 

in Therapie und Sozialer Arbeit  wurde 
2025 fortgeführt. In digitalen Treffen 
und gemeinsamen Sitzungen der Berei-
che Qualitätssicherung Soziale Arbeit 
und Qualitätssicherung Therapie wur-
den Fragen von Äquivalenz, Qualifikati-
onsanforderungen und Rollenprofilen 
in den Psychosozialen Zentren bearbei-
tet. Ziel war es, mehr Vergleichbarkeit 

zwischen den Zentren zu schaffen, 
fachliche Standards weiterzuentwickeln 

und die Anerkennung unterschiedlicher 
Berufs- und Qualifikationsprofile im 
multiprofessionellen PSZ-Feld zu unter-
stützen. Ergänzend wurden nächste Ar-
beitsschritte für eine Matching-Über-
sicht zu Beruf, Ausbildung und Tätig-
keiten sowie für die Überprüfung und  
Aktualisierung der BAfF-Leitlinien ent-
wickelt. 

Der Arbeitskreis Kinder und Jugend-

liche  blieb 2025 ein wichtiger Raum 
für fachlichen Austausch. In Online- 
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und Präsenztreffen wurden unter ande-
rem Abschiebung, Sprachmittlung, Ar-
beit im Mehrpersonensetting, systemi-
sche Familienarbeit und strukturelle 
Kindeswohlgefährdung bearbeitet. Zu-
dem wurde eine Unterarbeitsgruppe 
zu Sprachmittlung  gegründet, die sich 
gesondert den besonderen Aspekten 
der Sprachmittlung im therapeutischen 
Spielsetting mit Kindern und der Ab-

grenzung zu Therapiesetting mit Ju-
gendlichen widmete.  

Der AK stärkte den Wissenstransfer 
zwischen Zentren mit spezialisierten 
Kinder- und Jugendangeboten und 
Zentren, die entsprechende Strukturen 
aufbauen oder erweitern. 

Auch der AK Queer  wurde 2025 als 
Vernetzungs- und Reflexionsraum für 
Kolleg*innen aus den Psychosozialen 

Zentren fortgeführt. Im Mittelpunkt 
standen Austausch, kollegiale Beratung 
und fachliche Weiterentwicklung zu se-
xueller und geschlechtlicher Vielfalt im 
Kontext Flucht. Im November 2025 
fand eine Online-Schulung zu Grundla-
gen sexueller und geschlechtlicher 
Vielfalt im Kontext Flucht statt.  Die 
Schulung richtete sich an Fachkräfte al-
ler Berufsgruppen und vermittelte Ba-

siswissen zum Thema sexuelle und ge-
schlechtliche Vielfalt an der Schnitt-
stelle zu Flucht. Neben grundlegenden 
Begrifflichkeiten ging es um Lebensrea-
litäten queerer Flüchtender und um be-
sondere Herausforderungen nach der 
Aufnahme in Deutschland sowie Praxis-
beispiele dafür, wie dieser in der Bera-
tung und Versorgung gemeinsam be-
gegnet werden kann. 

Mit dem AK Europäische Förderper-
spektiven  bündelten wir 2025 Erfah-
rungen der Zentren im Umgang mit 
AMIF-Fördermitteln. Themen waren 
unter anderem Änderungsanträge, Per-
sonalkosten, Honorare, Vergabe- und 
Beschaffungspraxis sowie unterschied-
liche Bewilligungspraxen. 

Ein weiterer Schwerpunkt lag auf der 
Qualität von fachärztlichen und psy-

chotherapeutischen Stellungnahmen 
im Asylverfahren . In einer Arbeits-
gruppe wurden Fragen der fachlichen 
Standards, der juristischen Belastbar-
keit und der praktischen Erstellung sol-
cher Stellungnahmen bearbeitet. 

 

 

 

 

Dachstelle Rheinland -Pfalz: Vernetzung und 

Qualitätsentwicklung im Land stärken  
 

2025 führten wir die Dachstelle für 
Austausch und Qualitätsentwicklung 
der Psychosozialen Zentren in Rhein-

land-Pfalz fort. Diese unterstützt die 

landesweite Vernetzung der PSZ, be-
gleitete Qualitätsprozesse und entwi-
ckelte die Zusammenarbeit mit den 

Zentren, der Fachstelle Interkulturelle 
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Psychosoziale Gesundheit und dem Mi-
nisterium weiter. Grundlage der Arbeit 
war die Rahmenkonzeption für die PSZ 
in Rheinland-Pfalz. 

Konkret organisierte die Dachstelle 
Austauschtreffen und PSZ-Besuche, 
führte die regelmäßigen Quartalstreffen 
der AG Flucht und Trauma fort und be-
reitete das landesweite Plenum am 9. 
Oktober 2025 in Mainz vor. Darüber 

hinaus wurden Unter-AGs zur Arbeit 
mit Kindern und Jugendlichen sowie 
zur Arbeit in Gruppen und zum Ausbau 
in der Fläche aufgebaut und begleitet. 

Die Dachstelle erstellte halbjährliche 
Statistiken aus den Daten der PSZ für 
das Ministerium, optimierte den Erhe-
bungs- und Auswertungsprozess und 
bereitete Versorgungsdaten aus Rhein-
land-Pfalz für die Öffentlichkeitsarbeit 
auf. Auch die Identifizierung besonde-
rer Schutzbedarfe wurde in einem ei-
genen Austauschformat bearbeitet. Ziel 
war es, Bedarfe im Land genauer sicht-

bar zu machen, Best-Practice-Transfer 
zwischen den Zentren zu ermöglichen 
und die psychosoziale Versorgung in 
Rheinland-Pfalz fachlich und strukturell 
weiterzuentwickeln. 

 

Caring for Future: Psychosoziale Arbeit  

für gesellschaftlichen Zusammenhalt  
 

Unsere Jahrestagung im Mai 2025 in 
.ŜǊƭƛƴ ǎǘŀƴŘ ǳƴǘŜǊ ŘŜƳ ¢ƛǘŜƭ α/ŀǊƛƴƎ ŦƻǊ 
Future: Warum psychosoziale Arbeit für 
den gesellschaftlichen Zusammenhalt 
ŜǎǎŜƴȊƛŜƭƭ ƛǎǘάΦ LƳ aƛǘǘŜƭǇǳƴƪǘ ǎǘŀƴŘ ŘƛŜ 
Frage, wie psychosoziale Arbeit in einer 
Zeit multipler Krisen, gesellschaftlicher 

Polarisierung und erstarkenden 
Rechtspopulismus handlungsfähig 

bleibt. Die Tagung verband fachliche 
Praxis, politische Analyse und solidari-
sche Zukunftsperspektiven. Psychoso-
ziale Arbeit wurde dabei nicht nur als 
individuelle Unterstützung verstanden, 
sondern auch als Praxis gesellschaftli-
cher Verantwortung. 

Die Tagung griff Themen wie Men-
schenrechte, Fürsorge, Vulnerabilität, 
Selbstschutz, sichere Räume, diskrimi-
nierungskritische Praxis und Zukunfts-
perspektiven der Psychosozialen Zen-
tren auf. Mit dem Zukunftslabor PSZ 
2030  wurde gefragt, wie die Versor-

gung in den kommenden Jahren aus-
sehen muss, um den Bedarfen von Kli-

ent*innen und Fachkräften gerecht zu 
werden. 

Die Dokumentation der Jahrestagung 
hier lesen.  

 

 

 

http://www.baff-zentren.org/aktuelles/dokumentation-2025-caring-for-future/?utm_source=chatgpt.com
http://www.baff-zentren.org/aktuelles/dokumentation-2025-caring-for-future/?utm_source=chatgpt.com
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Antirassismus in der psychosozialen Praxis  
 

Für viele geflüchtete Menschen endet 
Gewalt nicht mit der Ankunft in 
Deutschland. Rassistische Ausgren-
zung, Diskriminierung und Gewalt kön-
nen erhebliche psychosoziale Folgen 
haben. Gleichzeitig bleiben diese Er-
fahrungen häufig unsichtbar ς auch in 

Dokumentationssystemen, Berichten 
und politischen Debatten. 

Gemeinsam mit Refugio München, Re-
fugio Thüringen sowie externen Ex-
pert*innen wurden Instrumente, Ge-
sprächsleitfäden und ein Dokumentati-
onsbogen  entwickelt. Der Bogen 
wurde in der Praxis erprobt und soll 
perspektivisch in die Klient*innen-Da-
tenbank oder deren Nachfolgesystem 

integriert werden. Die Dokumentation 
von Rassismus ist damit nicht nur ein 
technischer Schritt. Sie ist ein strategi-
sches Instrument der Qualitätsentwick-
lung und Advocacy. Sie macht Belas-
tungen sichtbar, schafft eine Grundlage 
für politische Kommunikation und stärkt 
die fachliche Auseinandersetzung mit 
Diskriminierung in Beratung und Thera-
pie. 

Parallel wurden Intervisionsformate 
und Beratungsangebote in Präsenz 
sowie online  im Bereich Antirassismus 
fortgeführt. Sie boten Therapeut*innen, 
psychosozialenBerater*innen sowie 
Sprachmittelnden einen geschützten 
Rahmen, um Fälle zu reflektieren, Be-
lastungssituationen zu bearbeiten und 
eigene Unsicherheiten, Widerstände 
oder Irritationen professionell einzuord-
nen. Ziel war es, Handlungssicherheit 

zu stärken und die Arbeit stärker an 
den Erfahrungen und Bedarfen der Kli-
ent*innen auszurichten. 

Beratungskontingent zu Antirassis-
mus und Awareness  

Im vergangenen Jahr wurde ein neues 

Konzept erprobt: Die rassismus- und 
diskriminierungskritische Begleitung 
ausgewählter PSZ durch ein externes 
Awareness-Institut. Die Mitarbeitende 
in den PSZ arbeiteten in und mit Syste-
men, die von struktureller, kultureller 
und teils direkter Gewalt geprägt sind. 
Die Prozessbegleitung orientierte sich 
an den individuellen Bedarfen der Fo-
kuszentren und erfolgte sowohl in Prä-
senz als auch online. Sie bestand aus 

Workshops und kollegialer Beratung zu 
Grundlagen von Antirassismus, Sensibi-
lisierung zu und Entwicklung von Awa-
reness.  Das Ziel war es, tragfähige und 
konsequente Konzepte zur gemein-
schaftlichen Verantwortungsüber-
nahme hinsichtlich der Antidiskriminie-
rung sowohl in den PSZ als auch bei 
deren Veranstaltungen zu erarbeiten. 
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Awareness und Code of Conduct  
 

2025 entwickelten wir das Awareness-
Konzept und den Code of Conduct 
weiter. Eine externe Prozessbegleitung 
unterstützte die Erarbeitung einer ers-
ten Version, die bei der Jahrestagung 
im Mai erstmals zum Einsatz kam. Da-
mit wurde Awareness zunächst als kon-

krete Praxis für Veranstaltungen er-
probt.  

Im Anschluss richteten Geschäftsstelle 
und Vorstand eine gemeinsame Ar-
beitsgruppe ein. Sie überarbeitete die 

bestehenden Fassungen, klärte Ent-
scheidungswege und Verantwortlich-
keiten und bearbeitete auch vereins- 
und strafrechtliche Fragen. Ziel ist es, 
Awareness nicht als punktuelles Veran-
staltungselement zu behandeln, son-
dern strukturell im Verband zu veran-

kern. Damit arbeiten wir auch daran, 
die eigenen Räume diskriminierungskri-
tischer, sicherer und verantwortlicher 
zu gestalten.  

Hier den Wertekompass einsehen.  

 

Kinder und Jugendliche:  

Schutz, Qualität und Safeguarding  
 

Kinder und Jugendliche mit Fluchtge-
schichte sind in besonderer Weise auf 
Schutz, Stabilität und verlässliche Un-
terstützung angewiesen. Wir stärkten 
2025 die Qualitätssicherung in der Ar-
beit mit Kindern und Jugendlichen in 
den Psychosozialen Zentren durch ge-
meinsame Projekte mit Save the Child-
ren und Plan Internationalen. Dabei ha-

ben wir Kinderschutzrichtlinien gesich-
tet, Formulierungen überarbeitet und 
Safeguarding-Prozesse angestoßen. In 
den beteiligten Zentren wurden Risiko-
analysen vorbereitet und gemeinsame 
Standards für Schutzkonzepte weiter-
entwickelt. 

In Präsenz- und Onlineformaten wur-
den Themen wie Safeguarding, Kinder-
schutz, kultursensitive Diagnostik, 

Gruppenangebote, schwierige Situatio-
nen, digitale Interventionen und Case 

Management bearbeitet. Auch unsere 
Leistungsabfrage wurde um Items zur 
Zielgruppe Kinder und Jugendliche er-
weitert. Damit wurde die Arbeit mit jun-
gen Geflüchteten nicht nur fachlich 
weiterentwickelt, sondern auch in der 
Datenerhebung stärker sichtbar ge-
macht. 

Darüber hinaus veröffentlichten wir ge-
meinsam mit dem Bundesfachverband 
unbegleitete minderjährige Flüchtlinge 
eine Arbeitshilfe zur Kostenüber-
nahme für Unterstützungs -  und Ver-
sorgungsleistungen junger Geflüch-
teter . Sie bietet Fachkräften eine pra-
xisnahe Orientierung dazu, welche An-
sprüche bestehen können, welche Leis-
tungsträger zuständig sind und wie An-
träge gut begründet werden können. 

Damit stärkten wir die Handlungssi-

https://www.baff-zentren.org/wp-content/uploads/2025/05/Wertekompass-lang-BAfF-e.V.-Tagung-erstellt-von-Noura-Hafez.pdf?utm_source=chatgpt.com
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cherheit in den Zentren und unterstütz-
ten Fachkräfte dabei, jungen Geflüch-
teten den Zugang zu notwendiger psy-
chosozialer, therapeutischer und sozial-
rechtlicher Unterstützung zu erleich-
tern. 

Hier die Arbeitshilfe herunterladen. 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Angekommen, aber nicht sicher: Ge-
walt gegen Kinder auf der Flucht 
sichtbar machen  

2025 rückten wir die Situation geflüch-
teter Kinder und Jugendlicher auch öf-
fentlich stärker in den Fokus. Gemein-
sam mit terre des hommes veröffent-
ƭƛŎƘǘŜƴ ǿƛǊ ŘŜƴ .ŜǊƛŎƘǘ α!ƴƎŜƪƻƳƳŜƴΣ 
aber nicht sicher? Die Folgen von Ge-
walt gegen Kinder auf der Flucht ς 

unŘ ǿŀǎ ǿƛǊ ŀƭƭŜ ǘǳƴ ƪǀƴƴŜƴάΦ 5ŜǊ .Ŝπ
richt zeigt, dass viele Kinder und Ju-
gendliche auf dem Weg nach Europa 
massive Gewalt erleben und auch nach 
der Ankunft nicht ausreichend ge-
schützt sind. Sie sind Pushbacks, sexu-
alisierter Gewalt, unsicheren Unterkünf-
ten, eingeschränktem Zugang zu Bil-
dung und Gesundheitsversorgung so-
wie struktureller Unsicherheit ausge-
setzt.  

Der Bericht verbindet Erfahrungen aus 
der psychosozialen Praxis mit men-
schenrechtlichen Forderungen und 
macht sichtbar, dass Gewalt gegen ge-
flüchtete Kinder nicht nur an den EU-
Außengrenzen stattfindet, sondern sich 
in Deutschland durch unsichere Ver-
fahren, belastende Unterbringung und 
fehlende Versorgung fortsetzen kann. 

IƛŜǊ ŘƛŜ tǳōƭƛƪŀǘƛƻƴ α!ƴƎŜƪƻƳƳŜƴΣ 
ŀōŜǊ ƴƛŎƘǘ ǎƛŎƘŜǊΚά ƭŜǎŜƴΦ 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

https://b-umf.de/src/wp-content/uploads/2025/03/bumf-broschuere-arbeitshilfe-kostenuebernahme.pdf
https://www.baff-zentren.org/aktuelles/angekommen-aber-nicht-sicher-bericht-zu-den-folgen-von-gewalt-gegen-kinder-auf-der-flucht/?utm_source=chatgpt.com
https://www.baff-zentren.org/aktuelles/angekommen-aber-nicht-sicher-bericht-zu-den-folgen-von-gewalt-gegen-kinder-auf-der-flucht/?utm_source=chatgpt.com
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Peer-Support: Erfahrungswissen  

anerkennen und absichern  
 

Peer-Angebote können psychosoziale 
Versorgung sinnvoll ergänzen, weil sie 
Erfahrungswissen, niedrigschwellige 
Zugänge und Empowerment stärken. 
Zugleich stellen sie hohe Anforderun-

gen an Qualität, Rollenklärung und 
Schutz der Peer-Berater*innen selbst. 

Im Herbst wurde ein LunchTalk zu 
Peer-Angeboten  in der psychosozia-
len Versorgung von Schutzsuchenden 
durchgeführt. Dort wurde die Stellung-
nahme mit den Zentren diskutiert und 
zugleich Raum geschaffen für Fragen 
nach Belastung, Abgrenzung und Un-
terstützung von Peer-Berater*innen. 

Der Austausch machte deutlich, dass 
Peer-Support nicht als günstiger Ersatz 
für professionelle Versorgung missver-
standen werden darf. Peer-Arbeit 
braucht Qualifizierung, Begleitung, Su-

pervision und klare Rahmenbedingun-
gen. Die BAfF brachte diese Perspek-
tive auch in einen Arbeitskreis zur Zerti-
fizierung von Peerprogrammen ein, der 
bei Centra in Hamburg entstanden ist. 
Ziel war es, Qualitätskriterien aktiv mit-
zugestalten und Peer-Ansätze so wei-
terzuentwickeln, dass sie Klient*innen 
stärken und die beteiligten Peer-Bera-
ter*innen schützen. 

 

Psychosoziale Arbeit gegen  

Versicherheitlichung  
 

2025 reagierte die BAfF auch auf die 
zunehmende Verknüpfung von Flucht, 
psychischer Erkrankung und Sicher-
heitsdebatten. Nach einzelnen Gewalt-

ereignissen stieg die Zahl entsprechen-
der Presseanfragen und politischer Zu-
schreibungen. Die BAfF sammelte Stu-
dien, Berichte, Positionspapiere und 
Beispiele aus mehreren Ländern, um 
Zusammenhänge differenziert einzu-
ordnen und pauschalisierenden Narra-
tiven entgegenzutreten. Ziel war es, die 
Aufmerksamkeit zurück auf strukturelle 
Bedingungen, Versorgungslücken, 

Schutzfaktoren und die psychosoziale 

Realität geflüchteter Menschen zu len-
ken.  

Ein Policy Paper  zum Thema psycho-
soziale Versorgung im Auftrag der Si-

cherheit wurde vorbereitet. Es soll für 
Sprachgebrauch, politische Reaktionen 
und die Folgen der Versicherheitli-
chung sensibilisieren und zugleich die 
Versorgungssituation in den Mittelpunkt 
rücken. 

Hier unsere Positionierung lesen. 

 

 

 

 

https://www.baff-zentren.org/aktuelles/gegen-die-stigmatisierung-psychisch-erkrankter-gefluechteter-perspektiven-aus-der-praxis-zu-aschaffenburg/
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Folterfolgen erkennen, dokumentieren  

und Versorgung stärken  
 

Ein wichtiger fachlicher Schwerpunkt 

lag 2025 auf dem Abschluss des AMIF-

Projekts ExTo ς Expansion and 

Strengthening of Structures for Identifi-

cation and Rehabilitation of Torture Sur-

vivors. Das Projekt wurde von der Me-

dizinischen Flüchtlingshilfe Bochum ko-

ordiniert und gemeinsam mit dem Insti-

tut für Rechtsmedizin am Universitäts-

klinikum Düsseldorf, dem Psychosozia-

len Zentrum Düsseldorf und der BAfF 

umgesetzt. Ziel war es, die Versorgung 

und Rehabilitation von Überlebenden 

von Folter und anderer grausamer, un-

menschlicher oder er-

niedrigender Behand-

lung in Deutschland zu 

verbessern. Im Mittel-

punkt standen die früh-

zeitige Identifikation von 

Folterfolgen, die Doku-

mentation körperlicher 

und psychischer Folgen 

sowie die interdiszipli-

näre Begleitung Be-

troffener.  

Im Rahmen des Projekts 

wurden bundesweit Verfahren erprobt 

und standardisiert, die an bereits entwi-

ckelte Versorgungsstrukturen in Nord-

rhein-Westfalen anknüpfen. Dabei 

stand insbesondere die Zusammenar-

beit von Psychotherapie, Medizin, Sozi-

alarbeit, Rechtsmedizin und Asylrecht 

im Fokus. Fachkräfte in Aufnahmeein-

richtungen, Behörden sowie medizini-

schen und sozialen Diensten wurden 

geschult, Anzeichen von Folterfolgen 

zu erkennen und Betroffene an spezia-

lisierte Stellen weiterzuvermitteln. Ein 

zentraler Bestandteil war die Entwick-

lung eines interdisziplinären Case Ma-

nagements, das Diagnostik, Dokumen-

tation und Koordination von Hilfen zu-

sammenführt. Zum Projektabschluss 

wurde die tǳōƭƛƪŀǘƛƻƴ αwŜƘŀōƛƭƛǘŀǘƛƻƴ 

für Folterüberlebende in Deutsch-

land. Fragmente einer gerechten 

±ŜǊǎƻǊƎǳƴƎά fertiggestellt. Sie bereitet 

Projekterfahrungen, qualitative Analy-

sen und fachpolitische Schlussfolge-

rungen öffentlichkeitswirksam auf und 

macht deutlich, dass Rehabi-

litation für Folterüberlebende 

nicht als freiwillige oder kari-

tative Leistung verstanden 

werden darf, sondern men-

schenrechtlich verankert ist. 

Die Publikation bezieht sich 

dabei auf Artikel 14 der UN-

Antifolterkonvention und be-

tont, dass Rehabilitation me-

dizinische, psychologische, 

rechtliche und soziale Unter-

stützung umfassen muss.  

Die Projektergebnisse zeigen zugleich, 

dass der Zugang zu Rehabilitation in 

Deutschland weiterhin von strukturellen 

Hürden geprägt ist: fehlende systemati-

sche Identifizierung, unzureichende 

Vernetzung, mangelnde Sprach- und 

Kulturmittlung, bürokratische Zugangs-

barrieren sowie regionale Unterschiede 

in der Verfügbarkeit rechtsmedizini-

scher und interdisziplinärer Angebote. 

Gerade deshalb leistete ExTo einen 
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wichtigen Beitrag dazu, Standards, Ko-

operationen und fachpolitische Argu-

mente für eine bessere Versorgung von 

Folterüberlebenden weiterzuentwi-

ckeln.  

Auf Grundlage der Projekterfahrungen 

wurden 2025 zudem strategische Pa-

piere  zur Ansprache zentraler Bundes-

ministerien vorbereitet. Ziel ist es, ge-

genüber BMAS, BMJV, BMBFSFJ und 

BMG deutlich zu machen, warum die 

Dokumentation von Folterspuren und 

der Zugang zu Rehabilitationsmöglich-

keiten für Folterüberlebende bisher 

nicht ausreichend gewährleistet sind ς 

und welche konkreten politischen 

Schritte notwendig sind, um diese Situ-

ation zu verbessern.  

Hier die Publikation herunterladen. 

 

Transnationale Zusammenarbeit  
 

Psychosoziale Arbeit nach Folter, Krieg 
und Flucht ist eine transnationale Auf-
gabe. Viele Herausforderungen verbin-
den Fachkräfte und Organisationen 

über Ländergrenzen hinweg: Zugang 
zu Versorgung, politische Verschärfun-
gen, Finanzierung, Sprachmittlung, 
Schutzbedarfe, Trauma und Menschen-
rechte.2025 führten wir unsere trans-
nationale Arbeit weiter, auch wenn ein-
zelne Förderperspektiven aufgrund der 
Haushaltslage unsicher blieben oder 
nicht fortgeführt werden konnten. Eine 
weitere Kooperation mit unseren ukrai-
nischen Partnern wurde für 2026 vor-

bereitet.  

 

Zeug*innenschaft, Trauma und 
Gerechtigkeit   

Ein besonderer fachpolitischer Akzent 
war im September 2025 der Fachtag 
α½ŜǳƎϝƛƴƴŜƴǎŎƘŀŦǘ ŀƭǎ ²ƛŘŜǊǎǘŀƴŘΥ YǳǊπ
dische Perspektiven auf Trauma und 
DŜǊŜŎƘǘƛƎƪŜƛǘά ƛƴ .ŜǊƭƛƴΣ ōŜƛ ŘŜƳ ǿƛǊ Ƴƛǘ 

IPPNW unsere langjährige Kooperation 

fortsetzten. Der Fachtag verband psy-
chosoziale, feministische, medizinische 
und juristische Perspektiven auf politi-
sche Gewalt, Folter, Exil und Erinne-

rung. Im Mittelpunkt stand die Frage, 
wie Zeug*innenschaft als Praxis des Er-
innerns, Sichtbarmachens und Einfor-
derns von Gerechtigkeit verstanden 
werden kann.  

Gerade für Menschen, die politische 
Gewalt, Folter, Repression und Exil er-
fahren haben, ist Zeug*innenschaft 
mehr als persönliche Erzählung: Sie wi-
dersetzt sich Entmenschlichung, Un-

sichtbarmachung und Straflosigkeit. 
Der Fachtag machte deutlich, dass 
psychosoziale Arbeit politische Gewalt 
nicht nur als individuelles Trauma be-
greifen kann. Sie muss auch die gesell-
schaftlichen Bedingungen in den Blick 
nehmen, unter denen Gewalt ge-
schieht, verschwiegen oder fortgesetzt 
wird. Zeug*innenschaft schafft Räume 
für Anerkennung, Erinnerung und Ge-
rechtigkeit ς und stärkt damit eine 

menschenrechtsorientierte psychosozi-
ale Praxis. 

https://www.baff-zentren.org/wp-content/uploads/2026/02/260121_Broschure_Rehabilitation_web.pdf
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Schutzbedarfe  

 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Wir kämpfen für die Rechte  

schutzbedürftiger Menschen  

im Asyl- und Aufenthaltsprozess. 

 

Mit der Reform des Gemeinsamen Eu-
ropäischen Asylsystems blieb der 

Schutz besonders vulnerabler Geflüch-
teter auch 2025 ein zentraler Schwer-
punkt unserer Arbeit. Ab Juni 2026 
entscheidet die Umsetzung der neuen 
Regelungen darüber, ob Menschen 
nach Folter, sexualisierter Gewalt, Men-
schenhandel, Krieg oder Verfolgung 
rechtzeitig als besonders schutzbedürf-
tig erkannt werden. Bislang fehlt in 
Deutschland ein bundesweit einheitli-
ches, rechtlich verankertes und fachlich 

qualifiziertes Verfahren zur Identifizie-

rung besonderer Schutzbedarfe. Zu-
ständigkeiten und Verfahren unter-

scheiden sich stark; oft bleibt unklar, 
welche konkreten Folgen eine Identifi-
zierung für Unterbringung, Gesund-
heitsversorgung, Verfahrensgarantien 
oder psychosoziale Unterstützung hat. 

Wir setzten uns 2025 dafür ein, 
Schutzbedarfe nicht nur formal abzu-
fragen, sondern mit konkreten Rechten 
und Unterstützungsangeboten zu ver-
binden ς vertraulich, traumasensibel, 
diskriminierungskritisch und mit klaren 

Konsequenzen. 














































